
Einsteiger der Woche

M it seiner Expertise im Um-
welt-, Energie- und Infra-

strukturrecht sowie im Cybersi-
cherheitsrecht verstärkt Maximili-
an Schlenk das NHP-Team. Er
startete bereits 2020 als Rechtsan-
waltsanwärter bei NHP, bestand
2023 seine Rechtsanwaltsprüfung
am OLG Wien mit sehr gutem Erfolg
und setzt nun seine Karriere genau
dort fort, wo sie begonnen hat – bei
der Kanzlei Niederhuber & Partner.
„Mit Maximilian Schlenk wird ein
geschätzter Kollege zum vollwerti-
gen Teil unseres Anwaltsteams, der
NHP bereits bestens kennt und un-
sere Werte teilt. Seine Entwicklung
vom Anwärter zum Rechtsanwalt
zeigt nicht nur sein fachliches Kön-
nen, sondern auch sein Engage-
ment für die Themen, die uns be-
wegen. Die Förderung junger Ta-
lente und ihre langfristige Bindung
an die Kanzlei ist uns ein wichtiges
Anliegen“, betont Unternehmens-
gründer und Partner Martin Nie-
derhuber.

S eit Mitte Jänner unterstützt Leo-
nie Otte, eine deutsche Vollju-

ristin, als Legal Counsel die Kanzlei
um Rechtsanwältin Katharina Bis-
set und bringt zusätzlich interna-
tionale und IT-rechtliche Expertise
ein. Nachdem sie bereits als Refe-
rendarin in der Kanzlei tätig war, er-
gänzt sie das Team jetzt nach Absol-
vierung ihres zweiten Staatsexa-
mens. 

D ie Kanzlei DORDA Rechtsan-
wälte erweitert sein Team an

eingetragenen Rechtsanwält:in-
nen: Alexander Capka und Elena
Lanmüller sind mit 20. Jänner
Rechtsanwält:innen eingetragen
und unterstützen DORDA künftig
besonders in den Bereichen Immo-
bilien- und Baurecht sowie Life Sci-
ence. Alexander Capka arbeitet seit
2021 bei DORDA, zuletzt als Rechts-

anwaltsanwärter im Immobilien-
und Baurechtsteam. Elena Lan-
müller wurde schon während ihres
Studiums 2017 Teil des DORDA
Teams und bereits als Trainee 2018
Teil der Health & Life Science Group
von DORDA, die sie seit 2021 als As-
sociate verstärkt. Lanmüllers Tätig-
keitsschwerpunkte liegen im Arz-
neimittel- und Medizinprodukte-
recht, mit besonderem Fokus auf

Life Science Litigation und Digital
Health.

Event der Woche

A ls langjähriger Sponsor stellte
das Unternehmen ADVOKAT,

das maßgeschneiderte Software-
lösungen für Rechtsanwaltskanz-
leien und Rechtsabteilungen anbie-
tet, anlässlich des Gewinnspiels des
Juristenverbandes einen attrakti-
ven Preis zur Verfügung. Noa Has-
ler nahm ihren Gewinn vergangene
Woche im ADVOKAT-Büro am Ste-
phansplatz entgegen. Im Namen
der ganzen Firma gratulierte Ar-
nold Burböck der Gewinnerin herz-
lich.

Branchen-News aus der Welt des Rechts

Elena Lanmüller und Alexander Capka,
Dorda. [Studio Koekart]
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Leonie Otte, Rechtsanwaltskanzlei
Bisset. [beigestellt]

Übergabe des Gewinns von
ADVOKAT. [beigestellt]
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Wien. Justizanstalten seien eine
„Männerdomäne“, das „muss uns
klar sein als Frau“; da seien „der-
artige Aussagen leider an der Ta-
gesordnung“; man höre immer
wieder Sachen, „da hört man be-
wusst weg“. Was dienstältere Zeu-
ginnen in einem Disziplinarver-
fahren gegen einen Abteilungs-
kommandanten resigniert zu Pro-
tokoll gaben, zeichnete ein
finsteres Sittenbild, konnte für
das Bundesverwaltungsgericht
(BVwG) aber nicht das Verhalten
des Beschuldigten rechtfertigen:
dass dieser einen „nicht mehr
zeitgemäßen bzw. definitiv zu lo-
ckeren Umgang“ pflegte.

„Ich liebe Titten mehr als Fi-
cken“, hatte der Mann einmal un-
vermittelt gegenüber einer Justiz-
wacheschülerin gesagt. Er hatte
Kolleginnen wissen lassen, „die
Weiber (gemeint die Insassinnen,
Anm.) sind für nichts zu gebrau-
chen außer für meinen Keller, da
wüsste ich, was ich mit ihnen ma-
chen würde.“ Auch hatte er er-
klärt, dass er nur Sex ohne
Kondom haben könne.

Wegen dieser Äußerungen
und wegen vermeintlicher Über-
griffe beim Üben von Grifftech-
niken im Umgang mit Häftlingen
verhängte die Bundesdisziplinar-
behörde gegen den Beamten eine
Strafe in Höhe von eineinhalb Mo-
natsbezügen. Der Mann wies alle
Vorwürfe zurück und beschwerte
sich beim BVwG. Im Gegensatz zu
den behaupteten physischen
Fehlleistungen sah auch das Ge-
richt die verbalen Entgleisungen
als bewiesen an: Der Mann habe
seine Dienstpflichten verletzt,
indem er „unangemessene se-
xuell anzügliche Äußerungen ge-
genüber weiblichen Bediensteten
getätigt“ habe (W296/2317977-
1/47E, W296/2318007-1/28E).

Weil nur ein Teil der Anschul-
digungen übrig blieb, reduzierte
das BVwG die Strafe auf 2000
Euro, zumal der Mann um Ent-
schuldigung gebeten hatte, falls
er jemanden mit seinen Aussagen
verletzt habe. (kom)

Abteilungskommandant in
Gefängnis äußerte sich wie-
derholt sexistisch.

Justizbeamter
„liebte Titten
mehr als F***“

Wien. Wir leben in einer Zeit, in der
die alte internationale Ordnung ins
Rutschen gerät, bereits geraten ist.
Die Vereinigten Staaten, China und
Russland verfolgen ihre Interessen
mit wachsender Rücksichtslosigkeit.
Europa wirkt oft unentschlossen,
selbstzufrieden und zu häufig hand-
lungsunfähig. Das ist kein morali-
sches, sondern ein strukturelles Pro-
blem. Wirtschaftsmacht ohne politi-
sche und ohne militärische Macht
läuft ins Leere.

Bereits in den 1920er Jahren hat
der Österreicher Richard Couden-
hove-Kalergi erkannt, dass ein zer-
splittertes Europa politisch bedeu-
tungslos werden würde. Daran hat
sich bis heute nichts geändert. An-
gela Merkel hat es später nüchtern
formuliert: Wir können uns nicht
mehr darauf verlassen, dass andere
für uns sorgen. Diese Einsicht ist
richtig – aber sie bleibt folgenlos, so-
lange wir sie nicht in Politik über-
setzen. Europa leidet nicht an einem
Mangel an Werten. Es leidet an einem
Mangel an Durchsetzungsfähigkeit.

27 Rechtsordnungen

Einer der Hauptgründe für diese
Schwäche liegt in unserer selbstver-
schuldeten Fragmentierung. Wir re-
den vom europäischen Binnen-
markt, erlauben uns aber 27 unter-
schiedliche Rechtsordnungen. Ein
Unternehmen, das in mehreren Mit-
gliedstaaten produziert oder ver-
kauft, muss sich mit einer Vielzahl
von Gewährleistungs-, Haftungs- und
Vertragsregeln auseinandersetzen.
Das verursacht Kosten, bremst Inves-
titionen und schwächt unsere Wett-
bewerbsfähigkeit gegenüber den
USA und China. Wer glaubt, das sei
ein Randproblem, hat die Realität
globaler Märkte nicht verstanden.

Dass wir in Österreich neun Bau-
ordnungen oder ein zersplittertes

Gesundheitssystem haben, ist kein
liebenswerter Föderalismus. Es ist in-
effizienter Unsinn. Eine Treppe oder
ein Herzinfarkt sind keine Fragen der
regionalen Identität.

Kleinstaaterei mag historisch er-
klärbar sein. In einer Welt der Macht-
blöcke ist sie ein Luxus, den wir uns
längst nicht mehr leisten können.

Die Antwort in dieser Lage kann
nicht darin bestehen, autoritäre Sys-
teme zu imitieren. Wer Freiheit
gegen vermeintliche Effizienz ein-
tauscht, verliert am Ende beides. Eu-
ropas Aufgabe ist eine andere: Wir
müssen unsere demokratischen In-
stitutionen so organisieren, dass sie
entscheiden und handeln können.

Kein technisches Beiwerk

Recht ist dabei kein technisches Bei-
werk. Es ist die Infrastruktur politi-
scher Handlungsfähigkeit. Staaten
existieren nicht nur durch Fahnen
oder Hymnen, sondern durch die
Geltung ihrer Rechtsordnung. Wer
das Recht zersplittert, zersplittert
den Staat – und im europäischen

Maßstab: die EU.
Was abstrakt klingt, zeigt sich

konkret am österreichischen Schei-
dungsrecht. Es ist in wesentlichen
Teilen veraltet. Das Festhalten am
Verschuldensprinzip produziert
Konflikte, die Gerichte und Familien
über Jahre emotional und finanziell
belasten. Das ist nicht konservativ.
Das ist verantwortungslos.

EU-Modell für Scheidungen?

Wenn eine Reform ohnehin Teil des
Regierungsprogramms ist, sollten
wir nicht kleinteilig denken. Warum
nicht in Österreich ein Modell entwi-
ckeln, das sich gleich an den Rechts-
prinzipien mehrerer europäischer
Staaten orientiert? Die Vorarbeiten
liegen längst vor. Es fehlt nicht an Ex-
pertise, sondern an politischer Um-
setzungskraft. Dasselbe gilt für das
Schadenersatzrecht. Auch hier exis-
tieren durchdachte europäische Kon-
zepte. Wien könnte – wie um 1900 –
wieder ein Zentrum rechtlicher Inno-
vation sein, mit dem Ziel, EU-weite
Geltung vorwegzunehmen. Dafür

müsste man allerdings aufhören,
sich mit provinziellen Lösungen zu-
friedenzugeben. 

Europäische Souveränität ent-
steht nicht durch Sonntagsreden
und leere Worte einer „Bespre-
chungsgesellschaft“. Sie entsteht
durch konkrete Entscheidungen:
durch Regeln, die gelten; durch
Märkte, die funktionieren; durch In-
stitutionen, die handeln; durch
Streitkräfte, die abschrecken.

Wer Europa ernst nimmt, muss
bereit sein, nationale Bequemlich-
keiten aufzugeben. Das ist keine
Frage der Ideologie oder eine At-
tacke gegen den Nationalstaat, son-
dern der politischen Vernunft und
Bewahrung der Souveränität.

Europa muss dabei keine Super-
macht werden. Aber es darf auch
keine Verfügungsmasse fremder
Mächte sein. Wer glaubt, dass Frei-
heit ohne wirtschaftliche und recht-
liche Eigenständigkeit zu haben ist,
verkennt die Realität der internatio-
nalen Politik. Die Zukunft Europas
wird nicht in Gipfelerklärungen ent-
schieden, sondern in der nüch-
ternen Arbeit an seinen Strukturen.
Daran sollten insbesondere Juristen
ihren Anteil haben, gerade aus Öster-
reich, um unserem (sicherheits)poli-
tischen „Austritt aus der Weltge-
schichte“, copyright Ingeborg Bach-
mann, entgegenzuwirken. Zumin-
dest um auf rechtlicher Ebene an
einer starken EU mitzuarbeiten.

Denn am Ende gilt, was immer
gegolten hat: Ordnung, im Sinne
einer demokratischen Rechtsord-
nung, ist die Voraussetzung von Frei-
heit – nicht ihr Gegner.

Karl Newole ist Rechtsanwalt in Wien und

Triest und Absolvent der Johns Hopkins

University in Washington D.C. 

Gastkommentar. Das

Recht als Mittel poli-

tischer Handlungs-

fähigkeit sollte zentral

zur Stärkung Europas

beitragen.

Die lähmende Zersplitterung Europas

VON KARL NEWOLE
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